
 
 

Protokollauszug 
aus der 

7. öffentliche Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Landes-
hauptstadt Potsdam  

vom 29.01.2020 

 
öffentlich 
Top 7.16 Einsetzung einer/s Anti-Mobbing-Beauftragten 

19/SVV/1289 
abgelehnt 

 
Der Hauptausschuss empfiehlt, den Antrag abzulehnen.  
 
Nach acht Diskussionsrednern  
Antrag zur Geschäftsordnung: 
Der Stadtverordnete Wollenberg, Fraktion DIE LINKE, beantragt den Schluss der Debatte. 
 
Nachdem alle Fraktionen die Gelegenheit hatten, sich zum Beratungsgegenstand zu äußern: 
 
Abstimmung: 
Dieser Geschäftsordnungsantrag wird  
 
mit Stimmenmehrheit angenommen. 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 

Die Oberbürgermeister wird beauftragt, die Stelle einer/s Anti-Mobbingbeauftragten zu schaffen.  

An diese Stelle sollen sich Beschäftigte der Stadtverwaltung wenden können, um eine schnelle 
Lösung bei unkollegialem Verhalten zu finden. Fachlich soll sich die/der Anti-Mobbingbeauftragte 
sowohl im psychologischen Bereich als auch in der Struktur der Stadtverwaltung auskennen. Die 
gesuchte Person soll in der Lage sein, sowohl kurz- als auch langfristige Perspektiven für den 
weiteren beruflichen Lebensweg der von Mobbing Betroffenen aufzuzeigen. Neben der Hilfe in 
Akutsituationen kann sie zudem Prophylaxeangebote anbieten.  

Die Stadtverordnetenversammlung soll spätestens im März 2020 über die Umsetzung des Be-
schlusses und die geplante organisatorische Einbindung der Stelle informiert werden. 
 
 

 
Abstimmungsergebnis: 
mit Stimmenmehrheit abgelehnt. 
 


